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Demokratie in der digitalen Konstellation 
Thorsten Thiel 

Die Entwicklung der Demokratie zur digitalen Transformation moderner Gesell-
schaften in Beziehung zu setzen, ist in den letzten Jahren zum Schwerpunkt-
thema der Sozialwissenschaften sowie der politischen Öffentlichkeit geworden: 
Ein frühes Interesse im Zuge der Debatte um kybernetische Gesellschaftsmodelle 
darf als Vorläufer der Debatte gelten, doch ‚viral‘ ist die Untersuchung der 
Wechselwirkungen von digitalen Technologien und Gesellschaft erst seit den 
späten 1990er-Jahren und im Kontext der Durchsetzung des kommerziellen In-
ternets geworden. Diskutiert wurden etwa die Eigenständigkeit des ‚Cyber-
space‘, die Möglichkeit alternativer Medien, die revolutionäre Kraft digital ba-
sierter, kollektiver Aktion oder die Re-Konstitution demokratischer Öffentlich-
keit im Zeichen von Transparenz und direkter Partizipation. Diese euphorischen 
Debatten wurden zugleich stets von Gefahrendiskursen begleitet und schließlich 
überlagert, etwa von jenen zum digital divide, zu Echokammern, zu Filterblasen, 
zum globalen Überwachungsstaat oder zur Monopolisierung öffentlicher Kom-
munikation auf privaten Plattformen. Aktuell wird der Diskurs durch einen Fo-
kus auf soziale Medien, Polarisierung und die Destabilisierung liberal-repräsen-
tativer Demokratien geprägt und am Horizont zeichnen sich bereits weitere 
Themenkomplexe ab wie die Frage danach, welche Auswirkungen der umfas-
sende Einsatz automatisierter Entscheidungssysteme in nahezu sämtlichen Be-
reichen gesellschaftlichen Lebens haben wird. 

Die hier erwähnten Debatten zeigen die hohe intuitive Plausibilität, Digita-
lisierung unmittelbar mit großen gesellschaftlichen Fragen zu verbinden und 
darüber demokratietheoretische Fragestellungen zu erschließen. Ziel dieses Bei-
trags ist es, bisherige Angebote und Diskussionen in der Politischen Theorie zu 
skizzieren und in der Gesamtschau zu erörtern. These ist, dass die Auseinander-
setzung – ungeachtet des öffentlichen Interesses und der mittlerweile doch ei-
nige Jahre anhaltenden Themenkonjunktur – noch wenig ausgereift ist. Die (po-
litiktheoretische) Forschung zu Demokratie in der digitalen Konstellation ist 
fragmentiert: Weder nimmt sie den interdisziplinären Forschungsstand zu 
Technik und Gesellschaft hinreichend auf, noch gelingt es ihr bisher, diesen um 
eigene Perspektiven zu erweitern. Anders als in Bezug auf die Debatten um 
Transnationalisierung, wo die Effekte des gesellschaftlichen Megatrends ‚Globa-
lisierung‘ in neue Fragen für die Demokratietheorie umgewandelt wurden 
(► Meine, Demokratische Selbstbestimmung jenseits des Staates? in diesem Band), 
sind die Effekte von Digitalisierung in der Demokratietheorie nur selten als ei-
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genständige, auch theoretisch transformative Herausforderung begriffen wor-
den. Ein großer Teil der derzeit geleisteten Theoriearbeit orientiert sich daher 
eher lose an aktuellen Ereignissen und Diagnosen, größere Versuche, eine The-
orie der Demokratie in der digitalen Konstellation vorzulegen, sind – zumindest 
aus der Politikwissenschaft oder der Subdisziplin der Politischen Theorie – nicht 
vorgelegt worden.1 

Ungeachtet dieser generalisierenden Kritik macht der Beitrag zugleich 
deutlich, dass in einer vertieften Auseinandersetzung ein großes Potenzial liegt. 
So gibt es eine Vielzahl von Fragen und durchaus immer wieder auch wichtige 
Beiträge, die zeigen, wo ein politiktheoretisch informierter Diskurs helfen 
würde, um das im öffentlichen Diskurs gängige Framing von Digitalisierung als 
Chance bzw. Gefahr hinter sich zu lassen.  

Im Folgenden werden drei Bereiche demokratischer Politik in den Vorder-
grund gestellt, in denen transformative Veränderungen offensichtlich sind und 
die unmittelbar in Zusammenhang zu Fragen der Demokratietheorie stehen: 
– der mit Digitalisierung assoziierte Wandel repräsentativer Demokratie, 
– die Transformation von Öffentlichkeit, 
– die sich wandelnde Ausübung demokratischer Herrschaft.2 

 
Inwiefern das Arsenal der Demokratietheorie sich eignet, die sich hier abzeich-
nenden Veränderungen zu beschreiben und zu bewerten bzw. welche neuen 
Fragen aufgeworfen werden, ist Gegenstand dreier kurzer Erörterungen. Vor der 
bereichsspezifischen Analyse muss aber zunächst noch einmal über Digitalisie-
rung als gesellschaftliche Kraft und Medienwandel als demokratietheoretischen 
Gegenstand nachgedacht werden. 

                                                        
1  Das ist in der Soziologie anders, wo nicht nur eine ältere Tradition der Techniksoziologie 

existiert, sondern in den letzten Jahren eine Vielzahl von Arbeiten erschien, die sich um-
fassend anschicken, Digitalisierung und Gesellschaft zu theoretisieren; allein für den 
deutschsprachigen Raum s. etwa Stalder (2016); Reckwitz (2017); Baecker (2018); Nassehi 
(2019).  
In der Politikwissenschaft und Politischen Theorie sind Auseinandersetzungen mit Me-
dien und/oder Technik immer nur Randphänomene gewesen. Selbst mit Blick auf Einfüh-
rungen und Übersichten gibt es einen auffälligen Mangel (s. aber Dahlberg (2011), 
Thiel/Jacob (2017) und Hofmann/Kersting/Ritzi u. a. (2019). Einen kritischen Gesamt-
überblick über die deutschsprachige politikwissenschaftliche Digitalisierungsforschung 
gibt Kersting (2019). 

2  Selbstverständlich deckt diese Auswahl nicht alle relevanten oder derzeit diskutierten 
Fragestellungen ab. Wichtige, auch politiktheoretisch interessante, hier aber weitgehend 
ausgesparte Diskurse sind etwa jene zum digitalen Kapitalismus (Staab 2019) oder zu Pri-
vatheit und Datenschutz (Nissenbaum 2009).  
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Politische Theorie und Digitalisierung 

Was also meint Digitalisierung? Digitalisierung bezeichnet einmal ein computer-
lesbares Verfügbarmachen von Information, eine Abbildung bzw. Verdopplung 
von Wirklichkeit in einem spezifischen Format von Information. In diesem For-
mat lassen sich dann unterschiedliche Operationen vornehmen, die für die Ka-
tegorie des Digitalen spezifische Eigenheiten hervorbringen – und die daher 
meist fest mit digitalen Technologien assoziiert werden: Digital codierte Infor-
mationen lassen sich verlustfrei und deutlich umfangreicher speichern und wie-
derverfügbar machen, als dies mit analogen Informationen möglich ist; sie las-
sen sich anders verarbeiten (man denke an algorithmische Verfahren, Metada-
ten oder rekursive Anwendungen von Daten auf Daten); und sie lassen sich auch 
in einer anderen Weise übertragen und kommunizieren, etwa weitgehend unab-
hängig von raum-zeitlichen Einschränkungen (einen ähnlichen Systematisie-
rungvorschlag macht: Lenk 2016). Digitalisierung als Prozess der Durchsetzung 
und Ausweitung digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien ist 
eine Entwicklung, die sich im Verlauf des 20. Jahrhunderts durchsetzt. Am An-
fang steht die Entwicklung von Speicher- und Verarbeitungsverfahren (z. B. 
Mikroprozessoren), später treten dann Vernetzungs- und Protokolltechniken 
hinzu. Während der gesamten Phase der Durchsetzung wird die Welt zuneh-
mend so umgestaltet, dass sie binär, sprich: digital zu erfassen ist (zur Frühge-
schichte der Digitalisierung und ihrer gesellschaftlichen Vorbereitung Gugerli 
2018; für deren Ideen und Bildergeschichte s. a. Rid 2016).  

Als Resultat leben wir heute in digitalen Gesellschaften, in denen jeder Le-
bensbereich durch digitale Technologien erfasst, unterstützt und geformt wird 
(ein Phänomen, das Couldry/Hepp (2016) deep mediatization nennen, während 
Floridi (2015) es als Onlife bezeichnet). In jedem Lebensbereich wird die Möglich-
keit digitaler Erfassung, Überwachung und Regulierung mitgedacht: Die Spanne 
reicht von Verkehr und Logistik über lebensweltliche Bereiche wie Ernährung 
oder Schlaf bis hin zu Wirtschaft und schließlich Politik.3 Informationen, die 
nicht in digitaler Form erfasst sind, werden zunehmend irrelevant, da sie nicht 
maschinenlesbar und folglich nicht automatisierbar sind. Auch wird aus der ge-
sellschaftlichen Selbstbeschreibung ausgeschlossen, was ohne Bezug auf digitale 
                                                        
3  Die in diesem Aufsatz gestellte Frage nach dem Verhältnis von Digitalisierung zu Demo-

kratie geht damit über die Frage nach der Bedeutung des Internets für die Demokratie 
hinaus. Das Internet ist meist der zentrale, oft sogar der einzige Fokuspunkt, den man 
wählt, wenn über die digitale Transformation gesprochen werden soll. Konnektivität wird 
dann für die entscheidendste der gesellschaftlichen Wirkungen von Digitalisierungspro-
zessen gehalten. Eine angemessene Konzeption der digitalen Konstellation unserer Ge-
genwart sollte das Phänomen aber sehr viel breiter beleuchten und etwa auch die Spei-
cher- und vor allem die Verarbeitungslogik digitaler Technologien erfassen. Anschaulich 
machen dies etwa Adam Greenfield (2017) oder James Bridle (2018).  
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Komponenten auskommt. Das Ergebnis dieses Prozesses lässt sich daher am bes-
ten mit dem Begriff der digitalen Konstellation fassen. Dieser stellt in Anlehnung 
an Habermas᾽ postnationale Konstellation (Habermas 1998) heraus, dass eine um-
fassende Veränderung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen vorliegt, die 
nicht einheitlich wirkt und sich dynamisch entfaltet. Zugleich weist die Konstel-
lation jedoch bereits eine so hohe Prägekraft auf, dass ohne ihre Berücksichti-
gung in der Analyse selbst abstrakte normative Theorien des Politischen stumpf 
werden (Berg/Rakowski/Thiel 2020). 

Was aber folgt aus der digitalen Konstellation? Wieso ist eine Veränderung 
in der Weise, wie eine Gesellschaft Informationen über sich produziert, prozes-
siert und kommuniziert, demokratietheoretisch relevant, selbst wenn sie das Le-
ben fraglos beschleunigt und Routinen verändert? Um dies zu untersuchen, 
muss man zunächst verstehen, dass Technik – bzw. in diesem Fall konkret: digi-
tale Technologien – nicht deterministisch auf Gesellschaft wirkt. Digitalisierung 
sollte daher nicht, wie es leider oft geschieht, als externe Kraft konzipiert wer-
den. Was es in der digitalen Konstellation zu analysieren gilt, ist vielmehr, wie 
sich technische und gesellschaftliche Prozesse im Wechselspiel hervorbringen 
und ausformen (Passoth 2008; Katzenbach 2018: Kap. 5). Es ist dabei dann nicht 
die Eigenschaft von Digitaltechnik, sondern die Art und Weise, wie Technologien 
in der Gesellschaft zur Entfaltung gebracht werden, sprich: die soziale Einbet-
tung in Praktiken und Selbstverständnisse, die Wirkung und Bedeutung erklä-
ren. Aus ‚dem Digitalen‘ folgt insofern auch nicht unmittelbar der Plattformka-
pitalismus oder der Überwachungsstaat. Andere Entwicklungen sind immer 
möglich und dies gilt mit Blick auf die scheinbare Evidenz der Entwicklung be-
stimmter Technologien – wie des Internets – selbst (Clark 2016).  

Wenn dem so ist, stellt sich die Frage aber doppelt, wie eine gute Konzeptu-
alisierung der Wirkweise von Technik in Bezug auf Demokratie aussieht – eine, 
die die Technologie und ihre Folgen hinreichend erfasst und die Kontingenz so-
wie die Prägekraft von Technologie ernstnimmt und reflektiert. Demokratiethe-
orien sollten nämlich weder nur den Medienwandel als starre Gegebenheit auf-
nehmen noch ihn als völlig sozial verfügbaren Faktor behandeln, der, wenn er 
etwa Herausforderungen für die Demokratie erzeugt, einfach revidiert werden 
müsste (ein exemplarisches Beispiel für eine sehr anspruchsvolle Konzeptuali-
sierung liefert Hofmann (2019)).  

Methodisch bietet es sich an, auf in interdisziplinären Kontexten der Digita-
lisierungsforschung entwickelte Konzepte zurückzugreifen, etwa jenes der Af-
fordanzen. Affordanzen bezeichnen in Technologien angelegte Möglichkeiten, 
betonen aber sowohl deren Relationalität in Bezug auf unterschiedliche Akteure, 
die Bedeutung von Designentscheidungen im Zugang und in der Nutzung von 
Technologie(n) und die Wichtigkeit der Wahrnehmung durch die Akteure. Af-
fordanzen arbeiten so Potenzialitäten heraus und weisen einen Korridor von 
wahrscheinlichen Handlungsweisen zu (Scarlett/Zeilinger 2019; kritisch zum 
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Konzept Katzenbach 2018: Kap. 5). Für eine demokratietheoretische Verwen-
dung muss das Konzept dabei geweitet und gesellschaftlich interpretiert wer-
den. Affordanzen sollten in der Demokratietheorie nicht als konkrete Eigen-
schaft einzelner Artefakte in definierten Kontexten verstanden werden. Statt-
dessen bietet sich eine allgemeinere Verwendung an, deren Bezugspunkt gebün-
delte technologische Entwicklungen sind – wie das Internet oder mobile Kom-
munikation. Bezüglich dieser lässt sich dann untersuchen, welche abstrakten ge-
sellschaftlichen Möglichkeitshorizonte sich entwickeln – als Beispiel die Many-
to-Many-Kommunikation.4 Erst im dritten Schritt werden diese weiter gefassten 
Affordanzen dann in einen reziproken, ko-konstitutiven Bezug zur Entwicklung 
gesellschaftlicher Strukturen gesetzt – etwa die Plattformökonomie. Versteht 
man Digitalisierung in dieser Weise als nicht determinierend, wohl aber die 
Handlungsmöglichkeiten innerhalb einer Gesellschaft in relevanter Weise kon-
figurierend und erkennt zudem, dass in Technik selbst soziale Konventionen 
eingeschrieben und verfestigt sind, so wird deutlich, dass Digitalisierung als po-
litisches Phänomen – analytisch wie normativ – gefasst werden kann und sollte. 
In der Ausbreitung digitaler Kommunikation liegt dann eine umfassende gesell-
schaftliche Strukturveränderung begründet, eben weil in einem digital gepräg-
ten Kontext andere Handlungsmöglichkeiten naheliegen und folglich wahr-
scheinlicher werden (Berg 2018).  

Die repräsentative Demokratie in der digitalen 
Konstellation 

Das erste Feld, in dem es sich über die Wirkungen von Digitalisierung auf zent-
rale Fragenkomplexe Politischer Theorie nachzudenken anbietet, ist das Feld 
der politischen Institutionen der repräsentativen Demokratie. Genau an der 
Schnittstelle von Partizipation zu Repräsentation fand dann auch wenig überra-
schend die erste explizit politiktheoretische Beschäftigung mit Digitalisierung 
statt. Im Zentrum stand dabei die Annahme, dass die durch Digitaltechnologien 
absinkenden Partizipationskosten eine Umstellung demokratischer Verfahren 
hin zu beteiligungsintensiveren Formen erlauben würde. Diese Debatte wird von 
der alten Vorstellung vorangetrieben, dass die repräsentative Form der Demo-
kratie eine Krücke ist, die nur deshalb nötig wurde, weil aufgrund von Größe und 
Komplexität ein eigentlich freiheitlicheres, direktes Format der Demokratie 

                                                        
4  Dass Many-to-Many-Kommunikation politiktheoretische Bedeutung haben kann, wird 

etwa schon früh – im Anschluss an Bertolt Brecht – von Hans Magnus Enzensberger (1974) 
in dessen Baukasten zu einer Theorie der Medien diskutiert.  
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scheitern muss. Erwartet wurde, dass politische Systeme responsiver und zu-
gleich egalitärer und rationaler gestaltet werden könnten. In Richtung sowohl 
der Regierenden als auch der Regierten stünden durch digitale Vermittlung 
mehr und genauere Informationen zur Verfügung. Ferner fördern digitale Pro-
zesse Unmittelbarkeit, vereinfachen die Visualisierung von Feedback und öffnen 
Austauschkanäle, die außerhalb der Reichweite klassischer Mechanismen der 
repräsentativen Institutionen – insbesondere der periodischen Wahl – liegen 
(einen Überblick über unterschiedliche Weisen, diese Position zu formulieren, 
bieten Fung u. a. 2013). Dieses Potenzial der Digitalisierung gelte es, konsequent 
zu nutzen – auch wenn dies kein Selbstläufer sei, sondern sehr bewusstes Arbei-
ten am medialen und institutionellen Setting verlangt (ausgearbeitet etwa bei 
Coleman/Blumler 2009).  

Von Seiten der Politikwissenschaft wurde dieser Beteiligungseuphorie aber 
bereits in der Frühphase der Entwicklung überwiegend Skepsis entgegenge-
bracht (Schmalz-Bruns 2001; Barber 1998; Buchstein 2002; Hindman 2008). Kriti-
siert wird, dass es ein Fehler sei, Demokratie so umstandslos mit Partizipation 
gleichzusetzen. Die repräsentative Demokratie, wie sie sich seit den Revolutio-
nen der Neuzeit entwickelt und konsolidiert habe, sei eben kein Surrogat für di-
rekte Beteiligung, sondern umfasse eine Vielzahl von Facetten, die durch die 
vermittelte Form gerade nicht nur simuliert werden, sondern in dieser begrün-
det sind. Die angestrebte Demokratisierung durch mehr Mitsprache sei daher 
kein Automatismus, vielmehr müsse man differenzieren und insbesondere auch 
negative Effekte wie etwa die Ungleichheit partizipationsintensiver Verfahren, 
die Unbeständigkeit einer Abstimmungsdemokratie, die Erosion der Gewalten-
teilung durch die Weihen der Direktentscheidung und anderes ernstnehmen. 
Die Kritik der Gleichsetzung von Partizipationsmöglichkeiten und demokrati-
scher Teilhabe sorgte in Verbindung mit den Enttäuschungen realer Partizipati-
onsprojekte dafür, dass Schlagworte wie E-democracy und E-government, die mit 
dieser Form der Weiterentwicklung der Demokratie verbunden sind, nie tat-
sächlich im politikwissenschaftlichen Diskurs durchgesetzt wurden (Kreiss 2015; 
Bastick 2017).  

Trotzdem wäre es aus Sicht der Politischen Theorie vorschnell, den Form-
wandel repräsentativer Demokratie als erledigt anzusehen. Weiterführend wäre 
es stattdessen, die Frage anders zu stellen, und zwar so, dass sie über den Aspekt 
der Ersetzung von Repräsentation durch Partizipation hinausgeht. Dies kann auf 
mindestens drei Weisen produktiv geschehen:  
1. indem man ein weiteres Verständnis von Repräsentation zugrunde legt;  
2. indem neue Weisen der Selbstorganisation zivilgesellschaftlicher Akteure 

reflektiert werden;  
3. indem betrachtet wird, wie die Datafizierung der öffentlichen Meinung das 

Prinzip der Repräsentation selbst verändert.  
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In der Politischen Theorie wurde vor etwa zwei Jahrzehnten der sog. representa-
tive turn ausgerufen, dessen zentrale Idee die Re-Konzeptualisierung der Bedeu-
tung von Repräsentation für die Demokratie ist. Der Clou der Argumentation ist 
dabei, das Verhältnis von Repräsentant*innen und Repräsentierten eben nicht 
als eines der Abbildung oder der Interessendelegation zu fassen und nach starrer 
Kontrolle oder unmittelbarer Artikulation zu fragen, sondern die interaktive 
Komponente der Repräsentation hervorzuheben, die ihre Qualität aus einer di-
alogisch-deliberativen Anlage bezieht (Thaa 2008, ► Kemper in diesem Band). 
Repräsentation wird dann nicht identitätslogisch, sondern differenzlogisch ge-
dacht, was bedeutet, dass es durch sie gerade gelingen soll, die Pluralität moder-
ner Gesellschaften erfahr- und damit verhandelbar zu machen. Legitimität ent-
steht somit nicht aus der (behaupteten) Kongruenz kollektiver Entscheidungen 
mit einem Gemeinwillen, sondern aus der politischen Auseinandersetzung ge-
rade über Rollengrenzen hinweg. Repräsentation wird in einem solchen Ver-
ständnis dynamisch und permanent. Und gerade deshalb sind auch hier die Ver-
änderungen der digitalen Konstellation wichtig: Theoretisiert werden muss, wie 
sich die Schnittstelle von Politik und Öffentlichkeit verändert. Während sich die 
Anzahl analytischer Beschreibungen dieser Veränderungen stets vergrößert, 
steht deren demokratietheoretische Verarbeitung noch weitgehend aus. Drei 
Beispiele zeigen das: 
– die Diskussion der Monitory democracy, in der Repräsentation um das Prinzip 

ständiger und gerade auch informeller Kontestation ergänzt wird (Keane 
2011; Rosanvallon 2008); 

– die Diskussion des Wandels von Parteien zu digitalen Parteien oder platform 
parties (Gerbaudo 2019); 

– und die Untersuchungen der Bedeutung und Form von Transparenz für die 
Demokratie (Sifry 2011).5 
 

Politische Theorie kann in diesen Feldern ihre eigene Reflexionsebene erweitern 
und zugleich unter Rückgriff auf bestehende Debatten für Tiefe sorgen: 
– im Hinblick auf die Monitory democracy etwa, indem sie stärker differenziert, 

inwiefern diese Kontestationen sich tatsächlich in politischen Einfluss um-
setzt oder ob die „hyperproduction of judgment“ nicht leerläuft, da sie den 
Einfluss der Bürger*innen halbiert (Urbinati 2019) bzw. Konflikte durch In-
dividualisierung entpolitisiert (Dormal 2018); 

– im Hinblick auf die Transformation der Parteien, indem sie die Bedeutung 
von parteilicher Organisation in der mediatisierten Demokratie überhaupt 

                                                        
5  Eher konstruktiv als analytisch passen in solche Überlegungen auch Arbeiten, die insge-

samt über Umgestaltungen der Schnittstelle von Repräsentant*innen und Repräsentier-
ten nachdenken, insbesondere solche, wo die Mechanismen der Mandatserteilung digital 
zu reformieren gesucht werden – wie etwa in Theorien der liquid democracy (Blum/Zuber 
2016). 
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aufgreift und etwa darauf eingeht, wie populistische Politikstile einen ande-
ren Zugriff auf die Affordanzen vernetzter Kommunikation haben als eman-
zipatorische Bewegungen (empirische Arbeiten hierzu existieren: Baldwin-
Philippi 2019; Bennett/Segerberg/Knüpfer 2018); 

– und im Hinblick auf Transparenz, indem sie kritisch aufzeigt, wo das Ideal 
der Transparenz keineswegs aufgeht im demokratischen Narrativ, sondern 
die Potenziale politischer Auseinandersetzung untergräbt (August 2018).  
 

Ein zweiter – anders gelagerter – Zugriff läuft darauf hinaus, Techniken und 
Strategien der Selbstorganisation innerhalb demokratischer Kollektive zu fokus-
sieren und zu prüfen, wie innerhalb der Zivilgesellschaft eigene repräsentative 
Ansprüche hervorgebracht und politische Forderungen artikulationsfähig wer-
den. Dies wird gerade deshalb theoretisch interessant, da sich in der digitalen 
Konstellation die Bedingungen der Möglichkeit kollektiven politischen Han-
delns stark verbessern. Ein älterer Diskurs, der hieraus offensiv die Erwartung 
ableitete, dass sich qua Digitalität Artikulationsprozesse demokratisieren und 
zugleich politisch wirksam werden (Rheingold 2003; Shirky 2008), wurde dabei 
angesichts der Erfahrungen zivilgesellschaftlicher Bewegungen zunehmend 
spezifiziert, sodass insbesondere in der empirisch-analytischen Literatur mitt-
lerweile sehr deutlich ist, unter welchen Bedingungen konnektives Handeln tat-
sächlich chancenreich ist und wie es sich konfiguriert (Bennett/Segerberg 2014; 
Earl/Kimport 2011; Tufekci 2017). Für die Politische Theorie ist hier bedeutsam, 
dass in der digitalen Konstellation politischer Aktivismus und die Formierung 
öffentlicher Meinung nicht so eindeutig als das Herstellen geteilter Überzeugun-
gen verstanden werden sollte. Politische Bewegungen können sich, unterstützt 
durch den Kontext digitaler Kommunikationstechnologien, vielmehr heteroge-
ner und hybrider entfalten, selbst als Plattformen auftreten und neben dem 
claim-making insbesondere auch Versuche unternehmen, eine andere Politik 
vorzuleben (wie es etwa im Kontext der Occupy-Bewegung auch politiktheore-
tisch viel diskutiert wurde, s. Juris 2012; Lorey 2012). Nicht die oft simplistische 
Kritik von Scheinpartizipation und Slacktivism (so aber etwa Schwarz 2014, ge-
haltvoller Rendueles 2015), sondern die Verortung sich neu ergebender Mög-
lichkeiten zivilgesellschaftlicher Aktivität sollten im Zentrum der Forschung 
stehen. Ein Ergebnis könnte die Schärfung des durch digitale Praktiken noch ein-
mal stärker überbordenden Partizipationsbegriffes sein (Kelty u. a. 2015). 

Die dritte, politiktheoretisch interessante Veränderung im Bereich der Re-
präsentation dreht die Perspektive ein weiteres Mal. Nun geht es um die Art und 
Weise, wie sich die Konstruktion der öffentlichen Meinung und deren Bedeutung 
für die Politik verändert. Die Datafizierug der öffentlichen Meinung verspricht 
einen feingranulierten, permanenten und sogar experimentellen Rückgriff auf 
Stimmungen und Ansichten innerhalb einer Bevölkerung; einen Rückgriff, der 
sich sogar ohne Partizipation und allein durch Beobachtung realisieren und per-
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manent testen lässt. Wenn das demokratische Ideal als responsive Politik inter-
pretiert wird, scheint in einer solchen Erfassung und unmittelbaren Aufberei-
tung von Ansichten auf den ersten Blick eine große Chance zu bestehen. Der 
Aufschwung der Meinungsforschung und ihre Bedeutung für demokratische Po-
litik ist daher immer wieder von Hoffnungen auf eine adäquatere demokratische 
Politik getragen, welche Repräsentation durch ein sensibleres Instrumentarium 
zu bereichern versucht (Keller 2001). Besonders deutlich wird diese Tendenz, 
demokratische Partizipation durch Beobachtung oder listening zu ersetzen, im 
Kontext von Wahlen (Kreiss 2016; für den Kontext sozialer Bewegungen auch 
Karpf 2016). Die Demokratietheorie wird angesichts dieser Entwicklung noch ge-
nauer herausarbeiten müssen, welches Verständnis von Politik in einer solchen 
Konstruktion des Demos zum Ausdruck kommt und worin der Wert aktiver Par-
tizipation und öffentlicher Deliberation eigentlich genau besteht. Das Verhältnis 
individueller Interessen zur demokratischen Meinungsbildung wird ebenso ein 
wichtiges Forschungsthema werden wie die Auseinandersetzung mit der hand-
lungsleitenden Kraft, die aus einem solchen Blick auf Öffentlichkeit entsteht und 
sich etwa in der Datengetriebenheit politischer Kampagnen manifestiert. 

Demokratische Öffentlichkeit und der digitale 
Strukturwandel 

In seinem Aufsatz Der Sinn von Öffentlichkeit unterscheidet Bernhard Peters 2007 
drei Bedeutungen von Öffentlichkeit: Als institutionalisierte Handlungssphäre, 
in Beziehung zu Kommunikation und Wissen (und damit in Abgrenzung zu pri-
vat und geheim) und schließlich in einem emphatischen Sinne als eine Art Kol-
lektiv, das auf kommunikativen Verbindungen beruht und daher eine differen-
zierte öffentliche Meinung bilden kann (► Rosenzweig, Privatheit und Öffentlich-
keit in diesem Band). Die Veränderung der Infrastruktur moderner Öffentlich-
keiten durch digitalisierte Informations- und Kommunikationstechnologien 
bringt in allen drei Hinsichten Veränderungen mit sich, die auch in Politikwis-
senschaft und Politischer Theorie zunehmend registriert und in die Theoriedis-
kussionen einbezogen werden.  

Wie schon das Forschungsfeld Partizipation und Repräsentation wird auch 
die Erforschung des digitalen Strukturwandels von Öffentlichkeit meist in der 
Form von These und Antithese erzählt – mit einer über die Zeit immer deutlicher 
dominanten Verfallsgeschichte. Die optimistische These verweist auf die er-
mächtigenden Aspekte, die in den digital begründeten Möglichkeiten zur Many-
to-Many-Kommunikation zum Ausdruck kommen: „The network allows all citi-
zens to change their relationship to the public sphere. They no longer need be 
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consumers and passive spectators. They can become creators and primary sub-
jects. It is in this sense that the Internet democratizes“ (Benkler 2006: 271; s. a.: 
Bohman 2004; Zuckerman 2014). Digitale Informations- und Kommunikations-
technologien adressieren demnach die demokratischen Defizite einer massen-
medial organisierten Öffentlichkeit, im Besonderen die überstarke Stellung der 
medialen Gatekeeper (Münker 2009). Anlassbezogen – man denke an den Arabi-
schen Frühling oder #MeToo – wird diese Position auch immer wieder viral und 
öffentlich breit diskutiert.  

Ebenso alt wie die optimistische Vorstellung digitaler Öffentlichkeiten ist 
jedoch deren Antithese, welche besagt, dass die digitale Öffentlichkeit ihre Ver-
sprechungen nicht dauerhaft, sondern höchstens episodisch einlöst, auf lange 
Sicht aber vor allem das Vermögen demokratischer Öffentlichkeiten erodiert, 
sich als kollektiver Akteur mit einer qualitativ bestimmten und differenzierten 
öffentlichen Meinung zu artikulieren. Hierfür wird nicht die prinzipielle Mög-
lichkeit sich zu artikulieren infrage gestellt, sondern die Art und Weise, wie sich 
öffentliche Meinung als Ganzes und im Wechselspiel von Artikulation, Gehört-
werden und Verstehen permanent formt und reproduziert. Die Annahme ist, 
dass digitale Öffentlichkeiten fragmentieren und sich radikalisieren, da die digi-
tale Form zum einen eine potenziell unendliche Zahl an Kanälen schafft, in der 
die Bildung von Echokammern begünstigt wird (Sunstein 2001), zum anderen 
algorithmisch verstärkt, Weltsichten polarisiert werden – die Idee der Filterbla-
sen (Pariser 2011).6 Jüngere Debatten wie etwa um die Verrohung der politischen 
Auseinandersetzung (Hate Speech) oder um die Manipulierbarkeit digitaler Me-
dien haben die Position weiter verstärkt und geben Anlass zu der Forderung, das 
Verhältnis von Medien und Politik neu zu denken. Soziale Medien gelten daher 
als die Demokratie bedrohend, da sie zentrifugale Kräfte in der Gesellschaft er-
zeugen (den Diskurs einordnend Margetts 2019; ein Neudenken politischer Be-
griffe der Öffentlichkeit fordernd Bennett/Pfetsch 2018).  

Aus der direkten Konfrontation dieser zwei normativ aufgeladenen Sicht-
weisen auf digitale Öffentlichkeit lassen sich auch Vehemenz und Dynamik der 
öffentlichen Diskussion erklären. Politische Theoretiker*innen nehmen hierin 
oft eine abwägende, im Schnitt aber eine mahnende Position ein. Den frühen 
Beiträgen in der Debatte bis etwa im Jahr 2010 kam dabei eine gewisse Avant-
garde-Stellung zu (etwa Dean 2003; Sunstein 2001), da es diesen gelang, voraus-
schauend Entwicklungen und deren Kritik vorwegzunehmen. In der aktuellen 
Diskussion hingegen ist die anhaltende Fixierung auf das schematische Abwägen 
von Potenzialen und Risiken lähmend: zum einen, weil dem Diskurs kaum mehr 
Facetten hinzuzufügen sind; zum anderen, weil die reale Ausdifferenziertheit 
                                                        
6  Insbesondere bezüglich der Filterblasen-These ist zu beachten, dass es mittlerweile eine 

große Zahl empirischer Arbeiten gibt, die die Wirkungen algorithmischer Selektion deut-
lich relativieren oder kontextuell spezifizieren. Die These erscheint überzogen, ihre häu-
fig kritiklose Übernahme im politiktheoretischen Diskurs sollte insofern hinterfragt wer-
den (Bruns 2019; Rau/Stier 2019). 
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der Wirkungen von digitaler Kommunikation generalisierende Darstellungen 
unterläuft.7 Daher plädiert der verbleibende Teil dieses Aufsatzes dafür, die Per-
spektive der Politischen Theorie auf digitale Öffentlichkeiten entschieden zu 
weiten.  

Dies kann erstens dadurch geschehen, dass das Demokratieverständnis der 
Öffentlichkeitsdiagnosen selbst zum Thema gemacht wird. Die beiden oben skiz-
zierten Perspektiven auf digitalisierte Öffentlichkeit haben etwa gemein, dass 
sie ein stark handlungsbezogenes Verständnis von Öffentlichkeit zugrunde le-
gen und unmittelbar die Qualität einer demokratischen Öffentlichkeit mit einer 
sich herausbildenden kollektiven Identität verbinden. Zwar existiert eine ge-
wisse Spannbreite an Begründungen, wie diese Identität aussehen kann – von 
lockeren liberalen Positionen über den Mainstream deliberativdemokratischer 
Theorie bis hin zu stärker kommunitaristischen Verständnissen –, doch andere 
in der Politischen Theorie virulente Positionen sind in der Diskussion nicht oder 
kaum angekommen: etwa radikale (Dahlberg 2007; de Lagasnerie 2016), pragma-
tistische (Antic 2017) oder republikanische Theorien der Demokratie (Thiel 
2017b; ähnlich, aber rechtswissenschaftlich argumentierend Ingold 2017). Eine 
weniger auf kommunikative Gesamtheit fixierte Betrachtung von Öffentlichkeit 
böte die Chance, Pluralität stärker prozedural zu fassen und die Rolle von Insti-
tutionen im Prozess der Öffentlichkeitswerdung zu schärfen.8  

Zweitens sollte Politische Theorie in der Auseinandersetzung mit digitalen 
Öffentlichkeiten nicht nur als Ressource fungieren, sondern sie sollte den Wan-
del auch zum Anlass nehmen, sich selbstkritisch mit dem eigenen Desinteresse 
an den Infrastrukturen und der Medialität von Öffentlichkeit auseinanderset-
zen. Bereits 1969 schrieb Karl W. Deutsch, dass Politische Theorie „im Wesentli-
chen auf den Erfahrungen und technischen Voraussetzungen [beruht], die man 
bis 1850 kennengelernt hatte“ (Deutsch 1969: 125). Für große Teile der Politi-
schen Theorie gilt diese Beschreibung noch heute. Auseinandersetzung um Öf-
fentlichkeit fokussieren vor allem Fragen kollektiven Handelns; Strukturen wer-
den darin oft nur unter dem Aspekt von Macht und Kontrolle analysiert und da-
bei immer medial unspezifisch gedacht. Damit verpasst Politische Theorie aber 
die distinkte Art und Weise, wie technische Infrastrukturen mit Gesellschaft in-
teragieren und den Formwandel der Demokratie mitprägen (Hofmann 2019). 

                                                        
7  Von dieser Kritik sollte eine Spezialdebatte um die Veränderung zivilen Ungehorsams im 

digitalen Kontext ausgenommen bleiben, die sich als äußerst produktiv erwiesen und die 
Debatte um die Grenzen liberaler Demokratie und politischen Aktivismus auch in der Po-
litischen Theorie neu belebt hat (s. etwa Celikates 2015; Züger 2017). 

8  Sich weniger auf die Dimension von Öffentlichkeit als Akteur zu fokussieren, könnte auch 
bedeuten, den beiden anderen, eingangs des Aufsatzes skizzierten Dimensionen mehr 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen: Öffentlichkeit als Infrastruktur (Benkler 2016) und 
dem sich wandelnden Verhältnis von Öffentlichkeit und Privatheit (etwa die demokratie-
theoretische Diskussion um die Veränderung von Anonymität im Kontext der digitalen 
Konstellation: Thiel 2017a; Asenbaum 2018; Moore 2018). 
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Eine vertiefte Beschäftigung mit der Frage, wie sich Öffentlichkeit konstitu-
iert und rekonstituiert, würde Politischer Theorie die Chance eröffnen, über den 
theoretischen Tellerrand hinauszuschauen und etwa auch Ansätze in den Sci-
ence and Technology Studies oder den Medienwissenschaften zu rezipieren, 
welche bisher selten aufgegriffen werden, obwohl dort starke Bezüge zur Politik 
und dem Politischen etabliert sind. 

Drittens schließlich lässt sich die Auseinandersetzung um digitale Öffent-
lichkeit auch konstruktiv wenden. So haben im öffentlichen Diskurs die domi-
nanten Krisendiagnosen der demokratischen Öffentlichkeit in den letzten fünf 
Jahren einen immer stärker werdenden Regulierungsdiskurs in Gang gesetzt. 
Große Plattformunternehmen und soziale Netzwerke sind mittlerweile alle mit 
politischen Forderungen von Regulierung bis Zerschlagung konfrontiert und ge-
rade die europäische Gesetzgebung hat das Argument der Neutralität der Inter-
mediäre verworfen, mit denen diese den politischen Charakter der Kreierung 
öffentlicher Räume zu überdecken versuchten. Längst ist absehbar, dass die 
Frage, welche Öffentlichkeiten Demokratie benötigen und wie sie diese schaffen 
können, in den kommenden Jahren eines der politisch wichtigsten Themen sein 
wird. Politische Theorie kann und sollte hier sprechfähig werden. Dafür ist not-
wendig, sich mehr mit der Form und der Funktion des Mediensystems für die 
Demokratie auseinanderzusetzen (Keane 1995; Habermas 2008), aber auch kon-
kret zu erörtern, welche Verantwortung demokratische Staaten für ‚ihre‘ Öf-
fentlichkeit haben. So müsste etwa thematisiert werden, inwiefern Öffentlich-
keit durch öffentliche Strukturen hervorzubringen ist, wie Kontrolle ausgeübt, 
zugleich aber dem enormen Missbrauchspotenzial begegnet werden kann, wel-
ches aus der Verfügung über die Medienlandschaft und die dort anfallenden Da-
tensammlungen entsteht (Seemann 2019). 

Demokratische Herrschaft: neue Herausforderungen 

In der Auseinandersetzung mit demokratietheoretischen Fragen konzentriert 
sich die Politische Theorie insbesondere auf die Frage der Legitimation von 
Herrschaft – und unter diesem Blickwinkel wurden die Bereiche Repräsentation 
und Öffentlichkeit besprochen. Zwar wird die Notwendigkeit der Kontrolle von 
Herrschaft in vielen Theoriearbeiten mitbedacht und – insbesondere im Fall des 
Missbrauchs von Herrschaftspositionen – auch thematisiert; selten aber wird 
das „Wie“ von Herrschaft spezifiziert. Stattdessen wird im Allgemeinen ein Fo-
kus auf öffentliche, zwangsbewährte Macht gesetzt und die Ebene der politi-
schen Administration über ein Amalgam aus Recht und Verwaltung als natürli-
che Form politischer Machtausübung angenommen. In der digitalen Konstella-
tion verändert sich jedoch zunehmend auch die Art und Weise, wie und von wem 
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Herrschaft ausgeübt wird. In zwei Hinsichten soll dies abschließend thematisiert 
werden, um ein Bewusstsein für die politiktheoretische Relevanz dieser Frage zu 
schaffen: erstens in Bezug auf die Bedeutung privater Machtausübung im Platt-
formkapitalismus, zweitens in Bezug auf die Ausbreitung automatisierter Ent-
scheidungssysteme.9 

Dass private Firmen wirtschaftliche Macht akkumulieren und dabei auch 
politischen Einfluss generieren, ist ebenso bekannt, wie dass die wirtschaftliche 
Akkumulation oder die Herausbildung von Monopolstrukturen für politische 
Akteure eine große Regulierungsherausforderung darstellen. Die emergente 
Form des Kapitalismus in der digitalen Konstellation weist jedoch mehrere 
strukturelle Besonderheiten auf, die bewirken, dass es in diesem Forschungs-
zweig nicht nur um die ältere Frage der demokratischen Einhegung des Marktes 
geht, sondern fundamentaler um das Funktionieren der Demokratie und die 
Frage, wer welche Formen von Macht ausüben darf. Der Umstand, dass digitale 
Technologien sämtliche Lebensbereiche durchdringen und damit für Datafizie-
rung und Kommodifizierung zugänglich machen, ist hierbei ausschlaggebend. Er 
bewirkt einen Kollaps von Kontexten, aus dem heraus sich tiefgreifende Abhän-
gigkeiten und damit Möglichkeiten der Machtausübung ergeben. Diese neuen 
Herrschaftspotenziale liegen in der Hand von oft nur schwach legitimierten und 
schwer zu kontrollierenden privaten Akteuren. Das Einweben digitaler Struktu-
rierung in all unsere gesellschaftlichen Praktiken und der hohe Grad an Perso-
nalisierung machen Herrschaftszusammenhänge dabei nicht nur schwierig zu 
entdecken, sondern vor allem auch kaum kollektiv zu adressieren (Zuboff 2018; 
Susser/Roessler/Nissenbaum 2019). Eine Aufgabe Politischer Theorie im Kon-
text der digitalen Konstellation ist es daher, neu über Form und Funktion von 
Macht, gerade privater Macht, nachzudenken. Einen Vorschlag, wie etwa eine 
spezifische Form der network power aussehen kann, hat bereits vor längerem Ma-
nuel Castells (2011) vorgelegt. 

Die zunehmende Automatisierung von Entscheidungsprozessen stellt ein 
weiteres Feld für politiktheoretische Analysen dar. Auch hier ist es nicht der 
Vorgang der Automatisierung selbst, der Neuheit beanspruchen kann – auch der 
Industriekapitalismus oder die Bürokratisierung lassen sich als Automatisie-
rungswellen beschreiben –, sondern die spezifische Art und Weise der Automa-
tisierung ist interessant. Zunächst ist es dabei stets die ‚Macht der Algorithmen‘, 
die das Interesse weckt. Zwei Fragen werden immer wieder aufgeworfen: die 

                                                        
9  Mindestens drei weitere Themen wären ebenfalls für eine tiefere Auseinandersetzung in 

Frage gekommen: der Wandel staatlicher und demokratischer Souveränität angesichts 
des Dezentralisierungsimpulses von Netzwerkkommunikation (Schaal u. a. 2018; 
Pohle/Thiel 2019; Ritzi/Zierold 2019), der Themenkomplex Digitalisierung und Subjekti-
vierungsweisen (Cohen 2012) und die Veränderung staatlicher Machtausübung durch die 
Möglichkeiten permanenter und automatisierter Überwachung (Stahl 2016; Couldry 
2017).  
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Frage nach der Akteursqualität algorithmischer Prozesse – emblematisch ver-
dichtet in den Diskussionen über künstliche Intelligenz – und die Frage, wie sich 
automatisierte Entscheidungssysteme in Gesellschaft einschreiben und dabei 
soziale Macht produzieren (Beer 2017; Kitchin 2017). Letzteres ist das demokra-
tietheoretisch interessantere Thema, da hier die Frage verhandelt wird, wie sich 
individuelle und kollektive Autonomie angesichts von sich selbst beständig re-
konfigurierenden, dynamischen Entscheidungsumgebungen verändern. Analy-
tisch wird dabei verhandelt, wie etwa aktuelle Inkarnationen des machine learn-
ing in ihrer Vermengung von Modellannahmen, Algorithmen und fortgesetzter 
Korrektur durch Daten nachvollziehbar und fair bleiben können. Dass viele der 
Antworten, die derzeit im öffentlichen Diskurs auf diese Herausforderungen ge-
geben werden, auf das Suchen fester ethischer Leitlinien hinauslaufen, zeigt die 
fehlende politiktheoretisch-gesellschaftliche Reflexion des Themas (Wagner 
2018). Auch nach der Politisierbarkeit scheinbar sanfter, vor allem aber unsicht-
barer Verfahren der Machtausübung müsste vermehrt gefragt werden, zumal 
weil automatisierte Entscheidungssysteme zunehmend Einzug in die öffentliche 
Verwaltung erhalten – von der Administration des Sozialstaats bis hin zur 
Rechtsdurchsetzung (Spielkamp 2019). Die demokratietheoretische Herausfor-
derung besteht hier nicht einfach nur in der Kritik undurchsichtiger Verfahren 
(Pasquale 2015), sondern darin herauszuarbeiten, wie sich die Ausweitung auto-
matisierter Entscheidungssysteme zur Rechtsform als klassischer Herrschafts-
form der Demokratie verhält. Während im Recht eine klare Trennung von 
Rechtssetzung und Rechtsanwendung, hohe Generalisierbarkeit und eine ent-
zerrende Prozeduralisierung angelegt sind, verdichten automatisierte Entschei-
dungssysteme den Zusammenhang von Entscheidungsfindung und Entschei-
dungsumsetzung, adjustieren sich konstant im Fluss neuer Daten und individu-
alisierter Kontexte und verdecken ihre aktive Strukturierung durch die Techni-
zität ihrer Programmierung. Es wäre daher zu fragen, ob automatisierte Ent-
scheidungspraktiken als Herrschaftsweisen demokratisierbar sind – und wenn 
ja, wie.  

Fazit 

Die vorangehenden Ausführungen machen deutlich, dass für Politikwissen-
schaft und Politische Theorie aus der digitalen Konstellation eine Vielzahl 
grundlegender Fragen erwächst. Wie wir Demokratie verstehen, muss bis hin 
zur Ebene zentraler Konzepte wie Öffentlichkeit, Partizipation oder Repräsenta-
tion neu gedacht oder zumindest systematisch befragt werden. Die Rekonfigu-
ration unserer Gesellschaften in der digitalen Konstellation ist ähnlich funda-
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mental und umfassend wie der durch den Buchdruck bewirkte Gesellschafts-
wandel. Digitalisierung ist daher auch nicht alleine auf digitale Technologien – 
wie das Internet – zu beziehen, sondern ist, eben als digitale Konstellation, um-
fassend in allen gesellschaftlichen Handlungskontexten zu bedenken. Wenn 
technischer Wandel in dieser Weise die Form politischer Vergemeinschaftung 
und politischen Handelns grundlegend verändert, so muss auch der dem Wandel 
zugrunde liegende sozio-technische Prozess in die politiktheoretische Reflexion 
einbezogen und verstanden werden. Weil Digitalisierung in diesem Sinn in den 
Kernbereich des Politischen fällt, ist es geboten, dass Politische Theorie die Ak-
tualität ihrer Fragen – wie auch ihrer Antworten – vor dem Hintergrund der di-
gitalen Konstellation neu reflektiert. 

Auch wenn es unumstritten ist, dass sich Politische Theorie mit der digitalen 
Konstellation zu beschäftigen hat, stellt sich trotzdem die Frage nach dem Ist-
Zustand und der Ausrichtung weiterer Forschung. Das Plädoyer dieses Beitrags 
lautete, sich nicht auf die scheinbar naheliegende Frage nach ‚Digitalisierung als 
Gefahr für die Demokratie‘ zu versteifen. Vielmehr lautet die Anregung, die La-
boratoriumsfunktion Politischer Theorie zu nutzen und zugleich die Diskussion, 
um Veränderungen spezifisch und kontextsensitiv zu führen. Politische Theore-
tiker*innen sollten dabei darauf achten, nicht nur gegenüber der Empirie, son-
dern auch gegenüber benachbarten Disziplinen und scheinbar fremden Vokabu-
larien offen und irritationsbereit zu sein, da in diesen bereits seit längerem ela-
borierte Forschung – auch in Bezug auf Demokratie und das Politische – voran-
getrieben wird.  

Lektüreempfehlung 
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